
1. Gesetzliche Bestimmungen: Verankerung in Lan-
des- und Bundesrecht von Zulässigkeit militäri-
scher Strukturen in zivilen Krankenhäusern nur in 
klar definierten Notlagen und mit parlamentarischer 
Zustimmung 

2. Transparenzpflicht: Offenlegung aller bestehen-
den Verträge mit militärischen Einrichtungen, Ko-
operationsabkommen und Beanspruchung von 
Ressourcen zwischen Gesundheitswesen und 
Bundeswehr

3. Die Angehörigen der Gesundheitsberufe sind 
keine Reservisten: Keine Zwangsversetzungen, 
keine Einbindung in militärische Befehlsstrukturen

4. „Frauen verweigern“ den Kriegsdienst 
(das Gesundheitswesen ist weiblich) 
https://grundrecht-kdv.de

5. Schutz der Patientenrechte: Keine Priorisierung 
nach militärischen Kriterien

6. Zivile Krisenresilienz statt militärischer Wehrlo-
gistik: Aufbau zivil geführter Notfallkapazitäten, 
mobile Teams, regionale Versorgungsnetzwerke

7. Finanzielle Prioritäten umkehren: Geld in Pflege, 
Prävention und Infrastruktur – nicht in „sicherheits-
medizinische Reservekapazitäten“

8. Weiterbildung & Forschung: Keine militärische 
Einflussnahme auf medizinische Ausbildung. Wis-
senschaft und Forschung bleiben zivil.
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 „Kriegstüchtigkeit“ ist inzwischen in aller Munde. Alle Bereiche 
der Gesellschaft sollen auf Militär und Krieg ausgerichtet werden. 
Auch das Gesundheitswesen rückt in den Fokus militärischer 
Planungen. Krankenhäuser und Rettungsdienste sollen zuneh-
mend auf die Bedürfnisse von Streitkräften und die Vorbereitung 
auf den Verteidigungs- oder Bündnisfall zugerichtet werden. Die-
se Entwicklung ist fatal, denn: Gesundheit ist ein Menschen-
recht. Sie darf niemals militärischer Logik oder Befehlsket-
ten untergeordnet werden. 

Vom Krankenhaus 
zum Lazarett? 
Der „Operationsplan Deutschland“ ist ein nicht-öffentliches 
langes Dokument mit über 1.000 Seiten. Er legt die verpflich-
tenden zivilen Unterstützungsleistungen für das Militär im 
Fall der Landes- und Bündnisverteidigung fest. Die Bundes-
regierung bereitet damit eine umfassende militärische Krisenlo-
gistik vor. Diese sieht ausdrücklich die umfassende Nutzung zi-
viler Gesundheitsinfrastruktur für militärische Zwecke vor, 
die im Krisenfall in die militärische Befehlskette eingegliedert 
werden soll. 

Im Gesundheitsbereich heißt dies: Krankenhäuser sollen im Kri-
sen- und Kriegsfall priorisiert für die Versorgung von Soldaten
eingesetzt werden, Personal des gesamten Gesundheitswesens 
kann kommandiert, Betten- und medizinische Kapazitäten zentral 
gesteuert werden.  Dies ist u.a. dem Rahmenplan „Zivile Vertei-
digung Krankenhäuser“ der Berliner Senatsverwaltung für Wis-
senschaft, Gesundheit und Pflege zu entnehmen. Als erstes Bun-

desland wurde hier ein Arbeitspapier für eine „krisenresiliente 
Krankenhausversorgung“ durch Krankenhausgesellschaft, Kran-
kenhäuser und Bundeswehr erarbeitet. Im Ernstfall wären ein-
schneidende Veränderungen zu erwarten, u.a. schnelle Umstel-
lung auf Katastrophenmedizin, Priorisierung der Betten für 
Schwerverletzte, Beschränkung von Wahleingriffen.

Bis zu 1000 Verletzte täglich? Nach 
zwei Tagen Game Over!
Deutschland wäre im Bündnisfall sowohl das Aufmarschgebiet 
für NATO-Truppen als auch die Drehscheibe für verletzte 
Soldaten und Zivilisten.1 Die Bundeswehr rechnet laut aktuellen 
Militärszenarien in einem Krieg mit Russland an der osteuropäi-
schen Grenze mit bis zu 1.000 verletzten NATO-Soldaten täg-
lich und einer großen Fluchtbewegung von verletzten Zivilis-
ten. In Deutschland stehen dem lediglich fünf Bundeswehr-
krankenhäuser mit 1.800 Betten gegenüber. Diese Kapazität 
wäre bereits in zwei Tagen erschöpft. Es ist folglich unausweich-
lich, dass das zivile Gesundheitssystem einen erheblichen Teil 
seiner personellen, räumlichen und materiellen Ressourcen 
dem Militär zur Verfügung stellen müsste. Es kann von einer 
massiven Überforderung des Gesundheitswesens ausgegan-
gen werden. Medizinisches Personal fehlt schon in Friedenszeiten.

Widerstand gegen das 
Gesundheitssicherstellungsgesetz
Mit dem vom Bundesgesundheitsministerium geplanten Gesund-
heitssicherstellungsgesetz soll neben der zivil-militärischen 
Zusammenarbeit der Weg für ein einheitliches zivil-militäri-
sches Gesundheitslagebild geschafft werden. Schon einmal, in 
den 1980er Jahren, wurde ein solches Gesetz2 vorbereitet. Dage-
gen gab es damals jedoch insbesondere bei der Ärzteschaft eine 
erhebliche Mobilisierung. Ein Grund dafür war die geplante 
Pflichtfortbildung in Kriegsmedizin zum Erlernen der Sichtung 
von Verletzten für den Kriegsfall („Triage“). Der Eid des Hippokrates 
verpflichtet Mediziner, jedem Kranken zu helfen. Bei einer Triage
jedoch müssen sie entscheiden, wem lebensrettende Maßnah-
men vorenthalten werden, um Ressourcen für Überlebensfähigere 
zu sparen. Dies führt in ein moralisches Dilemma. Mit dem Slo-
gan „Wir werden euch nicht helfen können“ machten die Me-
diziner deutlich, dass alle Vorkehrungen für „Zivilschutz“ im Kriegs-

fall und besonders im Falle des Einsatzes von nuklearen Waffen 
nur eine Illusion sein konnten. Der massive Widerstand 
konnte das Gesetz damals verhindern. 

Medizin dient dem Leben 
– nicht dem Krieg
Auch heute gilt es Bewegungen gegen die Planungen zur 
Militarisierung des zivilen Gesundheitswesens zu unter-
stützen, wie z.B. die „Erklärung für ein ziviles Gesundheitswe-
sen“ 3 oder Aktionen vor Ort. Statt Milliarden in die Kriegstüch-
tigkeit unseres Gesundheitswesens zu stecken, muss es end-
lich bedarfsgerecht, beschäftigten- und patientenfreund-
lich ausgestaltet werden. Krankenhäuser brauchen mehr Per-
sonal und mehr Investitionen für die Versorgung der Zivilbe-
völkerung und nicht für die Umstellung auf Kriegsmedizin. Es 
muss darum gehen, Kriege zu verhindern und die Friedens-
tüchtigkeit zu stärken. Die Prävention von Kriegen ist die 
beste Medizin.

1 https://zoes-bund.de/wp-content/uploads/2025/03/250306_Gruen-
buch_ZMZ_digital.pdf, S.34

2 Gesetz zur Sicherstellung des Gesundheitswesens im Verteidigungsfall 
(Gesundheitssicherstellungsgesetz): Bd. 5, Archivaliensignatur: BArch 
BW 1/236490

3 https://bsw-vg.de/bsw-unterstuetzt-petition-gegen-die-militarisierung-
des-gesundheitswesens/

4 https://www.ippnw.de/commonFiles/pdfs/Shop/2025-1_IPPNW-The-
ma_Militarisierung_web.pdf, S.4
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